
In der Senatssitzung am 3. Dezember 2019 beschlossene Fassung 

Der Senator für Inneres Bremen, 14.11.2019 

 

Neufassung- 
Vorlage 

für die Sitzung des Senats 
am 3.12.2019 

 
 

Mehrkosten für das Neubauvorhaben Freiwillige Feuerwehr und Polizeistation 
Farge 
 
 
A.  Problem 
 
Der Senator für Inneres hat auf Basis des „Konzepts zur Neustrukturierung der Freiwilligen 
Feuerwehren der Stadtgemeinde Bremen“ am 14.08.2018 dem Senat die Entwurfsplanung 
(EW-Bau) für einen Neubau der Freiwilligen Feuerwehr Farge und Polizeistation Farge vorge-
legt. Der Senat hat der Umsetzung des Vorhabens und dem damit in Verbindung stehenden 
Gesamtfinanzierungsbedarf in Höhe von 3.400 TEUR zugestimmt. 
 
Auf dieser Basis hat Immobilien Bremen die weiteren Planungsschritte und die Vergaben 
durchgeführt. Im Rahmen der Ausführung sind unvorhersehbare Leistungen bei der Erschlie-
ßung des Grundstücks und bei den Erdarbeiten erforderlich geworden. Außerdem führten die 
Submissionsergebnisse bei einzelnen Gewerken zu Kostensteigerungen, so dass derzeit von 
Mehrkosten im Vergleich zur Kostenberechnung der EW-Bau in Höhe von 314 TEUR auszu-
gehen ist. Damit belaufen sich die Gesamtumsetzungskosten derzeit auf 3.714 TEUR.  
 
B.  Lösung 
 
Die Mehrkosten im Vergleich zur Kostenberechnung der EW-Bau stellen sich wie folgt dar:  
 
 Mehrkosten /  

Risikokosten in TEUR 
Erweiterte Rohbauarbeiten 116,3 
Erschließung 66,6 
Erdarbeiten 61,0 
Baumfällungen 16,4 
Archäologie und Leitungen im Baufeld 30,0 
Metallbauarbeiten 52,0 
Baunebenkosten 28,7 
Bereits vorgesehene Risikovorsorge, die in An-
spruch genommen werden soll  

-57,0 

Summe Mehrkosten 314,0 
 
Für die erweiterten Rohbauarbeiten haben lediglich vier von neun aufgeforderten Bietern ein 
Angebot abgegeben. Alle Angebote lagen aufgrund der derzeitigen Marktlage deutlich (das 
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günstigste Angebot 15,5%) über der geschätzten Vergabesumme. Fehler der Bieter konnten 
ausgeschlossen werden. So besteht z.B. bei der Herstellung von Verblendmauerwerk derzeit 
eine starke Nachfrage nach Material und Fachkräften in der Region. Zudem musste bei der 
Baustelleneinrichtung berücksichtigt werden, dass aufgrund der beengten Baustellensituation 
und dem dichten Baumbewuchs mobile Baugeräte (Autokran, Teleskoplader, Hebe- und 
Transportfahrzeuge und Geräte) erforderlich sind. Eine weitere Begründung liegt in den Stei-
gerungen bei den Stahlpreisen. Mehrkosten Erweiterte Rohbauarbeiten: 116,3TEUR 
 
Die Mehrkosten bei der Erschließung resultieren aus einer notwendigen Straßensperrung, ei-
ner Ampelanlage und der Umleitung der BSAG. Die Erforderlichkeit dieser Maßnahmen wurde 
in den Abstimmungsgesprächen zur Entwässerungsplanung mit Hansewasser nicht benannt, 
sondern erst im Angebot deutlich. Mehrkosten Erschließung: 66,6 TEUR 
 
Aufgrund der größeren Tiefe und stärkeren Durchwurzelung des humosen Bodens sowie da-
raus resultierender erhöhter Füllsandmenge und zusätzlich starker Trockenheit entsteht ein 
Mehraufwand bei den Erdarbeiten. Außerdem sind Findlinge/Steinblöcke zu lösen, zu laden 
und zu entsorgen sowie acht anstelle der kalkulierten zwei Entsorgungsschächte abzubrechen 
und teils zu verfüllen. Mehrkosten Erdarbeiten: 61 TEUR 
 
Um möglichst viele Bäume zu erhalten, war es vorgesehen, seitlich stehende Bäume zunächst 
nicht zu fällen. Bei den Bodenarbeiten zeigte sich nach Konsultation eines Baumgutachters, 
dass insbesondere statisch relevante Wurzeln so stark betroffen sein würden, dass die Stand-
sicherheit dieser Bäume nicht mehr gewährleistet erschien und eine Fällung unvermeidbar sei. 
Zudem müssen die nun zusätzlich gefällten Bäume durch weitere Pflanzungen kompensiert 
werden. Mehrkosten Baumfällungen: 16,4 TEUR 
 
Die Erdarbeiten müssen auf Grund von Verdachtsmomenten archäologischer Fundstellen um-
fangreicher durch ein archäologisches Grabungsteam begleitet werden als erwartet. Zudem 
muss im Zuge der Erdarbeiten ein bis dato nicht lokalisiertes Datenkabel aus dem Baufeld 
verlegt werden. Mehrkosten Archäologie und Leitung im Baufeld: 30 TEUR 
 
Mehrkosten bei den Metallbauabreiten sind zum einen auf die Marktlage mit entsprechend 
hoher Auslastung der Firmen zurückzufühen, was zum Zeitpunkt der Kostenberechnung (Mai 
2018) nicht vorhersehbar war. Ein weiterer Grund ist die Komplexität der Konstruktion, die den 
Anforderungen eines Passivhausstandards im Kernbau und der EneV in der Fahrzeughalle, 
des Brandschutzes (mit Wärmeschutz) und des Einbruchschutzes genügen muss. Die Kos-
tenansätze in der Kostenberechnung nach BKI haben diese Komplexität nicht vollständig ab-
gebildet, sondern wurde erst mit der detaillierten Ausarbeitung des Leistungsverzeichnisses 
erfasst. Mehrkosten Metallbauarbeiten: 52 TEUR 
 
Auf Grund der beschriebenen Mehrkosten werden zusätzliche Mittel bei den Baunebenkosten 
für Planerhonorare und Projektsteuerung erforderlich. Zuden entstehen zusätzliche Kosten für 
die Detailierung der Schadstoffsanierungsplanung, für Beratungsleistungen für Erdarbeiten, 
für die Sicherheits- und Gesundheitskoordination, für artenschutzrechtliche Prüfungen, für 
Baumgutachter und  Bodengutachter. Mehrkosten: 28,7 TEUR 
 
In den vom Senat beschlossenen Gesamtmitteln für das Projekt in Höhe von 3.400 TEUR 
waren bereits Risikokosten für Preissteigerung, Interimskosten und Kalkulatorische Zinsen in 
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Höhe von insgesamt 93 TEUR vorgesehen. Dieser Betrag kann nicht vollständig gegenge-
rechnet werden, da Leistungen (u.a. Haustechnik, Innenausbau, Freianlagen) im Wert von 
rund 1.000 TEUR (Kostenberechnung der EW-Bau) noch nicht ausgeschrieben sind. Die Kos-
tenberechnung der EW-Bau basiert auf BKI-Kennwerten aus dem Jahr 2018. Nimmt man den 
vom Senator für Finanzen vorgegebenen Ansatz für Preisteigerungen in Höhe von 3,4% an 
(die reale Baupreissteigerung liegt deutlich darüber), sind für die noch nicht ausgeschriebenen 
Leistungen und Interimskosten Risikokosten in Höhe von rund 36 TEUR anzusetzen, die noch 
anfallen können bzw. werden. Im Ergebnis sollen hier Risikokosten in Höhe von 57 TEUR in 
Anspruch genommen werden. 
 
Die Gesamtmehrkosten abzüglich der bereits vorgesehenen Risikokosten belaufen sich auf 
insgesamt 314 TEUR. Der Gesamtfinanzierungsbedarf beträgt damit 3.714 TEUR. 
 
Nach derzeitiger Zeitplanung soll der Neubau nach wie vor  Ende 2020 fertiggestellt sein.  
 
C.  Alternativen 
 
Die Alternative des Abbruchs des Projektes wird nicht empfohlen.  
 
D.  Finanzielle oder personalwirtschaftliche Auswirkungen; Genderprüfung 
 
Aus den oben genannten Mehrkosten ergibt sich ein Gesamtfinanzierungsbedarf für das Neu-
bauvorhaben in Höhe von von 3.714 TEUR.  
 
Der aktuell erforderliche Mittelabfluss für die Investitionsmaßnahme stellt sich im Vergleich zur 
Planung wie folgt dar: 
 

Freiwillige Feuerwehr und Polizeistation Farge: Bedarfe in TEUR 

  
2017 2018 2019 2020 2021 Gesamt 

Anschlag 100 670 1.360 1.186 84 3.400 
Ursprünglich vorgese-
hener Mittelabfluss 100 406 1.000 1.810 84 3.400 

Tatsächlicher Mittelab-
fluss / Bedarf ab 2020 
ohne Mehrkosten 

100 670 1.360 1.186 84 3.400 

davon Feuerwehr    766   
davon Polizei    420   
Mehrbedarf in 2020    314  314 
davon Feuerwehr    275   
davon Polizei    39   

Gesamtbedarf neu      3.714 

Zusätzlich VE    314  314 

 
Der tatsächliche Mittelabfluss an Immobilien Bremen für die Jahre 2018 und 2019 erfolgte wie 
oben dargestellt abweichend von der ursprünglichen Planung aus der Senatsvorlage für die 
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Sitzung vom 14.08.2018, jedoch gemäß der im Haushalts- und Finanzausschuss beschlosse-
nen Abdeckung der Verpflichtungsermächtigung. Hier kommt es lediglich zu überjährigen Ver-
schiebungen, der Gesamtmittelbedarf wird dadurch nicht verändert. Der aufgezeigte Mehrbe-
darf aufgrund zusätzlich erforderlicher Leistungen und Submissionsergebnisse besteht wie 
oben dargestellt in 2020. Dadurch steigt der Gesamtbedarf auf 3.714 TEUR. 
 
Es ist die Erteilung einer zusätzlichen Verpflichtungsermächtigung mit Abdeckung im Jahr 
2020 in Höhe von 314 TEUR erforderlich.  
 
Eine Priorisierung des Bedarfs zur Deckung der Baukosten in 2020 innerhalb des Eckwerts 
wäre nur zu Lasten von zwingend notwendigen Fahrzeugbeschaffungen möglich, wodurch der 
im Fuhrpark der Feuerwehr Bremen sowie der Polizei bestehende Investitionsstau weiter ver-
stärkt werden würde. Eine Reduzierung zu Lasten des refinanzierten Rettungsdienstes ist 
nicht möglich. 
Mit Zustimmung zu der mit dieser Senatsvorlage vorgeschlagenen weiteren Umsetzung der 
Maßnahme wird der Haushalt 2020 der Stadtgemeinde im Umfang von 275 TEUR und der 
Landeshaushalt im Umfang von 39 TEUR zusätzlich vorbelastet. Für diese Beträge ist vom 
Senat im Rahmen der Revisionsverhandlungen zu den Haushaltsvorentwürfen 2020/2021 
eine Finanzierungslösung zu entwickeln. Der Senator für Finanzen weist darauf hin, dass dies 
sowie ggf. weitere vom Senat beschlossene Finanzierungen die gem. Eckwertbeschluss des 
Senats vom 01.10.2019 zentral veranschlagten Schwerpunktmittel in Höhe von rd. 50,7 Mio. 
€ (nach Vorab-Abzug KiTa-Beitragsfreiheit) für das Land und für die Stadt in Höhe von 20 Mio. 
€ vorbelasten. In Anbetracht der bisher vom Senat für das Jahr 2020 beschlossenen Vorab-
dotierungen in Höhe von 44,8 Mio. € (Stand: 20.08.2019) und für die Stadtgemeinde in Höhe 
von 60 Mio. € (Stand: 20.08.2019) und ggf. weiterer Mehrforderungen im Rahmen der Haus-
haltsaufstellung 2020/2021 stellt dies eine weitere Belastung für die zur Verfügung stehenden 
Schwerpunktmittel dar. Der Senat kann zur Finanzierung der Mehrbedarfe eine Umlage auf 
alle Produktpläne nicht ausschließen. 
 
Die Auswirkungen auf genderspezifische Aspekte wurden geprüft und ergeben sich durch die 
geplante Maßnahme nicht.  
 
E.  Beteiligung / Abstimmung 
 
Die Abstimmung mit dem Senator für Finanzen ist eingeleitet. Die Abstimmung mit der Senats-
kanzlei ist erfolgt. 
 
F.  Öffentlichkeitsarbeit und Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz 
 
Die Senatsvorlage ist nach Beschlussfassung im Senat zur Veröffentlichung geeignet. Einer 
Veröffentlichung über das zentrale elektronische Informationsregister steht nichts entgegen. 
 
G.  Beschluss 
 

1. Der Senat nimmt die Mehrkosten i.H.v. 314 TEUR zur Kenntnis und stimmt der weite-
ren Umsetzung des Neubauvorhabens Freiwillige Feuerwehr Farge mit der Integra-
tion der Polizeistation in der Farger Straße 134 zu. 
 

2. Der Senat stimmt der Erteilung einer zusätzlichen Verpflichtungsermächtigung und der 
Einplanung der Mittel in Höhe von insgesamt 314 TEUR  (davon im Umfang von 
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275 TEUR  im Haushalt der Stadtgemeinde und 39 TEUR im Landeshaushalt) für das 
Haushaltsjahr 2020 zu. 
 

3. Der Senat bittet den Senator für Inneres den investiven Bedarf in Höhe von insgesamt 
314 TEUR für 2020 zunächst prioritär innerhalb des Ressort-Eckwerts darzustellen. 
Sofern eine prioritäre Darstellung innerhalb des Ressort-Eckwerts nicht vollständig ge-
lingt, stellen die verbleibenden Mehrausgaben eine Vorbelastung für die Haushaltsbe-
ratungen 2020/2021 dar.  

 
4. Der Senat bittet den Senator für Inneres die Deputation für Inneres zu befassen sowie 

die erforderlichen Beschlüsse zur Finanzierung der Baumaßnahme im Haushalts- und 
Finanzausschuss über den Senator für Finanzen einzuholen. 
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Benennung der(s) Maßnahme/-bündels 
Neubauvorhaben Freiwillige Feuerwehr und Polizeistation Farge auf dem Grundstück in der Farger Str.134 

 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung für Projekte mit    einzelwirtschaftlichen   

  gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen 
Methode der Berechnung (siehe Anlage) 

 Rentabilitäts/Kostenvergleichsrechnung  Barwertberechnung   Kosten-Nutzen-Analyse 
 Bewertung mit standardisiertem gesamtwirtschaftlichen Berechnungstool 

 
Ggf. ergänzende Bewertungen (siehe Anlage) 

 Nutzwertanalyse   ÖPP/PPP Eignungstest  Sensitivitätsanalyse   Sonstige (Erläuterung) 
 
Anfangsjahr der Berechnung :         
Betrachtungszeitraum (Jahre):       Unterstellter Kalkulationszinssatz:       
 
Geprüfte Alternativen (siehe auch beigefügte Berechnung) 

Nr. Benennung der Alternativen Rang 

1 Neubau für die FF u. Polizeistation Farge auf dem selben Grundstück in der Farger Str.134 1 

2 Neubau für die FF u. Polizeistation Farge auf einem alternativen Grundstück im Einsatzgebiet    

3 Um- und Erweiterungsbau zum bestehenden Gerätehaus der FF Farge    

4 Um- und Erweiterungsbau zum bestehenden Gebäude „Altes Rathaus“ auf dem selben 
Grundstück in der Farger Straße  

 
Ergebnis 
Auf Basis des „Konzepts zur Neustrukturierung der Freiwilligen Feuerwehren der Stadtgemeinde Bremen“ 
und dem hier festgelegten Einsatzkonzept der FF Farge ist das derzeitige Gerätehaus in der Farger Str. 134 
zu klein, um die Vorgaben für eine Wehr mit erweiterter Grundausstattung, inklusive der Sonderaufgabe 
„Ersthelfer-vor-Ort“, erfüllen zu können. Die Polizeistation Farge ist auf dem selben Grundstück in dem 
Nachbargebäude „Altes Rathaus“ untergebracht. Das städtische Gebäude entspricht nicht mehr den bauli-
chen und sicherheitstechnischen Anforderungen für den Polizeidienst und könnte nach Auszug der Polizei 
neu entwickelt werden. 
Nach Prüfung der Varianten wird aus fachlichen Gründen ein Neubau für die Freiwillige Feuerwehr und Poli-
zeistation Farge auf dem bisherigen Grundstück in der Farger Straße 134 vorgeschlagen. (Variante Nr. 1). 
Eine EW-Bau liegt vor. 
 
Weitergehende Erläuterungen 

Es wurden folgende Varianten geprüft: 
1. Neubau für die FF und Polizeistation Farge auf dem selben Grundstück in der Farger Str.134 

- der jetzige Standort in Farge als auch die Positionierung auf dem Grundstück ist aus strategischer 
Sicht, i.S. der Einsatzanforderungen /-bewältigung optimal, 
- Das Bestandsgebäude erfüllt nicht mehr die DIN-Norm 14092-1 für Feuerwehrhäuser und lässt sich 
auch nicht dorthin entwickeln, 
- die Stadtplanung sprach sich eindeutig für das Neubauvorhaben am selben Standort aus, da hier die 
geringsten Eingriffe in Flora, Radfernweg und Denkmalschutz notwendig werden, 
- aus Sicht der Denkmalpflege ist der Erhalt des ortsprägenden Ensembles, bestehend aus dem alten 
Rathaus, dem dazugehörigen Vorplatz und der als Erschließung dienenden Allee unbedingt angezeigt. 
 

2. Neubau für die FF und Polizeistation Farge auf einem alternativen Grundstück im Einsatzgebiet 
- das gegenüberliegende unbebaute Grundstück ist für die Flächenanforderungen der FF zu klein, so 
dass ein Neubau hier nicht möglich ist, 
- es wurden mehrere städtische Grundstücke in einem nahegelegenen Gewerbegebiet geprüft. Aufgrund 
vorhandener beschrankter Gleisübergänge sind notwendige Zeitziele nicht zu gewährleisten. 
 

3. Um- und Erweiterungsbau zum bestehenden Gerätehaus der FF Farge 
- die Hallenstellplatzkapazitäten sind für die Neuausrichtung der Wehr im Bestandsgebäude zu gering, 
- ein Erweiterungsbau könnte lediglich hinter dem Bestandsgebäude errichtet werden. Die organisato-
risch zwingend erforderliche Trennung der Feuerwehreinsatzfahrzeuge von den verbleibenden Verkehrs-
teilnehmern (wie PKW-Fahrer, Fahrradfahrer u.Fußgänger) auf dem Grundstück, wäre dann nicht mög-
lich. 
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- der vorhandene Radfernweg würde durch Einsatzfahrzeuge gekreuzt werden. Dies stellt ein erhöhtes/ 
nicht zu verantwortendes Unfallrisiko dar, so dass der Radweg hätte verlegt werden müssen. 
- die statisch konstruktiven Eingriffe - bedingt durch die notwendigen Um- und Erweiterungsarbeiten - 
sind im Bestandsgebäude nicht umsetzbar. 
 

4. Um- und Erweiterungsbau zum bestehenden Gebäude „Altes Rathaus“ auf dem selben Grund-
stück in der Farger Straße 
- der vorhandene Radfernweg würde durch Einsatzfahrzeuge gekreuzt werden. Dies stellt ein erhöhtes/ 
nicht zu verantwortendes Unfallrisiko dar, so dass der Radweg hätte verlegt werden müssen. 
- die statisch konstruktiven Eingriffe – bedingt durch die notwendigen Um- und Erweiterungsarbeiten – 
sind im Bestandsgebäude nicht umsetzbar. 
- die Stadtplanung hat nachdrücklich auf die Belange der Denkmalpflege im Kontext eines etwaigen Um- 
und Erweiterungsbaus des „Alten Rathause“ hingewiesen. Insofern ist der Erhalt des ortsbildprägenden 
Ensembles, bestehend aus dem Rathaus, dem dazugehörigen Vorplatz und der als Erschließung dienen-
den Allee unbedingt angezeigt. 
 

Fazit:   
Aus fachlicher Sicht ist der Neubau für die Freiwillige Feuerwehr und Polizeistation Farge auf dem selben Grund-
stück alternativlos. 

 
Zeitpunkte der Erfolgskontrolle: 

1. 12/2020 2.       n.       
 
Kriterien für die Erfolgsmessung (Zielkennzahlen) 

Nr. Bezeichnung Maßeinheit Zielkennzahl 
1 Einhalten des Fertigstellungstermins Datum 31.12.2020 
2 Einhalten des Baubudgets  T€ 3.714 Tsd. € 
n Einhalten des Einsatzkonzeptes Ja/Nein Ja 

 
Baumaßnahmen mit Zuwendungen gem. VV 7 zu § 44 LHO:  die Schwellenwerte werden nicht überschritten / 

 die Schwellenwerte werden überschritten, die frühzeitige Beteiligung der zuständigen technischen bremischen 
Verwaltung gem. RLBau 4.2 ist am       erfolgt.  

 
 Wirtschaftlichkeitsuntersuchung nicht durchgeführt, weil: 

Ausführliche Begründung 
Aus fachlicher Sicht ist der Neubau für die Freiwillige Feuerwehr und Polizeistation Farge auf dem selben Grund-
stück alternativlos. 
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